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Antrag 

der Abgeordneten Uta Zapf, Robert Antretter, Dr. Eberhard Brecht, Monika 
Ganseforth, Norbert Gansei, Robert Leidinger, Dr. Elke Leonhard, Christa Lörcher, 
Markus Meckel, Volker Neumann (Bramsche), Dieter Schloten, Dr. Peter Struck, 
Joachim Tappe, Günter Verheugen, Karsten D. Voigt (Frankfurt), Gert Weisskirchen 
(Wiesloch), Dr. Christoph Zöpel, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Schritte zur politischen Regelung des Kurdenkonflikts 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag 

1 . verurteilt die direkten und indirekten Gewaltandrohungen der 
PKK in aller Schärfe. Der Deutsche Bundestag fordert weiter- 
hin mit allem Nachdruck, daß die PKK zukünftig jegliche 
Androhung oder Durchführung von gewalttätigen Aktionen 
unterläßt; 

2. verurteilt die jüngsten gewalttätigen Ausschreitungen kurdi- 
scher Demonstranten in Deutschland mit allem Nachdruck; 

3. begrüßt die eindeutige Verurteilung der gewalttätigen Aktio- 
nen in Deutschland durch verschiedene kurdische Vereine und 
Organisationen. Der Deutsche Bundestag ermutigt diese Ver- 
eine und Organisationen, ihre gemeinnützige bzw. politische 
Arbeit in Deutschland fortzusetzen; 

4. hält es für erforderlich, daß die PKK der Gewalt als Mittel zur 
Durchsetzung von politischen Zielen eine klare Absage erteilt 
und durch die Aufrechterhaltung des im Dezember 1995 er- 
klärten Waffenstillstandes in der Türkei eine friedliche Lösung 
des Kurdenproblems fördert. Ohne Absage an die Anwendung 
von Gewalt wird die PKK kein Gesprächspartner sein können; 

5. begrüßt die jüngsten Ankündigungen des neugewählten tür- 
kischen Ministerpräsidenten, das Kurdenproblem in der Tür- 
kei mit politischen Mitteln lösen zu wollen und fordert die tür- 
kische Regierung und das Parlament auf, die vom 
Ministerpräsidenten gemachten Ankündigungen zur Aufhe- 
bung des Ausnahmezustandes und zur Gewährung von kultu- 
rellen Rechten für die Kurden umzusetzen; 

6. betrachtetmit Sorge, daß trotz der vorgenannten Ankündigung 
türkische Regierungsmitglieder anscheinend weiterhin auf 
eine militärische Lösung des Konflikts setzen, ln diesem Zu- 
sammenhang erinnert der Deutsche Bundestag an seinen Be- 
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Schluß vom 28. April 1994, in dem bereits zum Ausdruck ge- 
bracht wurde, daß der Versuch einer militärischen Lösung des 
Konflikts aussichtslos ist und daß Gewalt nur zu einer Verviel- 
fachung des menschlichen Leides führt und friedliche Lö- 
sungswege erschwert; 

7. fordert erneut die Große Türkische Nationalversammlung und 
die türkische Regierung dringend auf, einen konstruktiven 
Dialog mit allen demokratischen Kurdenorganisationen auf- 
zunehmen, die für eine friedliche Erlangung der legitimen 
Rechte der Kurden eintreten; 

8. erwartet von der türkischen Regierung und der Großen Türki- 
schen Nationalversammlung, daß sie die Reformen zu mehr De- 
mokratie und mehr Meinungsfreiheit sowie zur Einhaltung der 
Menschenrechte vorantreiben; 

9. erwartet von der Bundesregierung, daß sie im Rahmen bilate- 
raler Kontakte und internationaler Foren ihre Möglichkeiten 
nutzt und ihr ganzes politisches Gewicht einsetzt, um einen 
Dialog zwischen den Konfliktparteien zu befördern und inter- 
nationale Gespräche unter Einschluß der Beteiligten zu initi- 
ieren, und daß sie Bemühungen, eine politische Lösung des 
Kurdenproblems in der Türkei zu erreichen, nachhaltig unter- 
stützt. 

Der Deutsche Bundestag gibt in diesem Zusammenhang seiner Be- 
reitschaft Ausdruck, einen Beitrag zu einem politischen Dialog zwi- 
schen Kurden, Türken und Deutschen zu leisten und hierfür die 
ihm zur Verfügung stehenden Wege und Mittel nachhaltig zu nut- 
zen. 
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